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- Es gilt das gesprochene Wort- 
 
 
Krieg macht krank.  
 
Frieden in Afghanistan kann nur von innen geschaffen werden 
 
Krieg macht krank. Frieden in Afghanistan kann nur von innen geschaffen werden 
Letzteres Motto des UNO-Repräsentanten  Kai Eide1 ist auch gleichzeitig das Motto unserer 
Pressekonferenz zu Afghanistan heute. Damit Frieden geschaffen werden kann, benötigt die 
Afghanistanpolitik einen radikalen Politikwechsel: Eine zivile Konfliktbearbeitung muss die 
gescheiterte militärgestützte Kriegspolitik ablösen.  
 
Deutschland führt Krieg am Hindukusch. Wer Krieg führt – das wissen wir aus unserer eigenen 
Geschichte - , tötet, nimmt Zerstörung, Verletzung, Krankheit und unbeschreibliches Leid der 
Zivilbevölkerung in Kauf. Krieg zu führen ist weder „sauber“ noch „gerecht“. Er hinterlässt tiefe 
Spuren in der Gesellschaft Afghanistans, aber auch in der unsrigen. 
 
Wir als Ärzte und Psychotherapeuten sind äußerst besorgt darüber, in welchem Maße die 
Politik bei ihren Entscheidungen die physische und psychische Gesundheit sowohl der Bevölkerung 
als auch der Soldaten systematisch ausblendet. Deshalb sehen wir es als unsere Aufgabe, die 
gesundheitliche und seelische Situation von afghanischer Bevölkerung und Soldaten darzustellen 
und zu verdeutlichen, dass hier mehr getan werden muss, dass hier Hilfe fehlt. Hilfe, die für einen 
Frieden in der Gesellschaft unerlässlich ist. 
 
Lassen Sie mich dazu zunächst nur einige medizinische Fakten aufzählen: 
Nur etwa jede siebte Frau in Afghanistan bekommt bei einer Geburt fachliche Unterstützung, weil 
es an Hebammen fehlt. Dies ist mit ein Grund dafür, dass jedes Jahr etwa 24 000 Frauen in 
Afghanistan eine Geburt nicht überleben. 
Fast ein Viertel der Kinder stirbt vor dem Erreichen des fünften Lebensjahres – ein großer Teil 
dieser Todesfälle ließe sich durch Impfungen vermeiden. 
Und noch immer führt massiver Mangel an Trinkwasser und Nahrungsmittel dazu, dass Millionen 
Afghanen von Hunger und Unternährung bedroht sind. 
 
Dazu kommen psychische Probleme. Das afghanische Gesundheitsministerium schätzt, dass etwa 
zwei Drittel der Bevölkerung von psychischen Erkrankungen und psychosozialen Problemen 
betroffen ist. Im ganzen Land gibt es jedoch nur eine psychiatrische Klinik mit sehr limitierten 
Mitteln. Auch die Möglichkeiten zur Trauma-Behandlung sind so gut wie gar nicht gegeben. 
Dass hierfür von der afghanischen Regierung finanzielle Ressourcen zur Verfügung gestellt werden 
können, steht in weiter Ferne und kann auch nicht verlangt werden, solange das Überleben selbst 
nicht als gesichert bezeichnet werden kann. 
 
Krieg macht krank. Das scheint ein Allgemeinplatz zu sein. Umso mehr erschreckt uns Ärzte und 
Psychotherapeuten, dass so viel über die Aufstockung militärischer Mittel gesprochen wird – aber 
so wenig über medizinische und psychosoziale Hilfe. 
 

                                                 
1 Rede vom 18.06.2009 vor der Nationalen Friedens-Jirga in Kabul http://www.aixpaix.de/afghanistan/unama.html  



Etwas mehr im Interesse der Öffentlichkeit stand in den letzten Monaten die seelische Gesundheit 
unserer Soldaten. Wenn ein Krieg, wie der in Afghanistan,  „out of area“ geführt wird, spürt die 
Gesellschaft die Veränderung in der Regel erst, wenn die toten oder kranken Soldaten 
heimkehren. Die Persönlichkeitsveränderung, die Soldaten erleiden können, ist dabei wohl am 
erschreckendsten. In der Sprache der Psychiatrie heißt das: „posttraumatische 
Belastungsstörung“. Die Datenlage zu posttraumatischen Belastungsstörungen ist sehr 
unterschiedlich, man kann aber davon ausgehen, dass etwa jeder fünfte Soldat unter 
psychiatrischen Erkrankungen leidet. Sicher ist, dass die Zahl der gemeldeten Fälle – genauso wie 
die Selbstmordrate – unter deutschen Soldaten immer weiter steigt. Die beschlossene 
Truppenaufstockung in Afghanistan wird das Problem weiter verschärfen.  
Das erlebte Kampftrauma macht die Soldaten nicht nur krank, sondern zerstört auch die Fähigkeit 
zu gesellschaftlichem Vertrauen. Es entsteht eine Art paranoider Zustand, der das Leben der 
traumatisierten Soldaten und ihrer Umgebung entscheidend prägt. 
Wir als Ärzte fragen uns: wie viele tote, wie viele kranke Soldaten glauben unsere Politiker 
verantworten zu können? 
 
Die Spirale der Gewalt muss durchbrochen werden.  
Aus Sicht der IPPNW bedarf es einer Exitstrategie, die den Abzug der Truppen mit einem 
festen Datum versieht.  
Unser Beiratsmitglied Dr. Andreas Buro hat in seinem „Monitoring-Projekt Afghanistan“ detaillierte 
Pläne ausgearbeitet, wie ein solcher Truppenabzug aussehen könnte. Sie finden den Text in Ihrer 
Pressemappe.  
 
Wir sind uns sicher, dass die afghanische Bevölkerung erst eine Verbesserung ihrer 
Lebensverhältnisse erkennen können muss, und zwar unter Wahrung ihrer Autonomie und ihrer 
Würde. Erst dann entsteht tatsächlich eine Chance, Frieden Wirklichkeit werden zu lassen.  
 
Wir als Mediziner sehen daher eine absolute Notwendigkeit darin, dass die Bundesregierung 
Entwicklungsprojekte in Afghanistan fördert, die von den regionalen Akteuren des Landes 
gemeinsam für wichtig und nützlich gehalten werden und die die Lebensbedingungen der 
Menschen verbessern. Partner auf der afghanischen Seite könnte zum Beispiel die afghanische 
Friedens-Jirga sein, zu der die deutsche Friedensbewegung enge Kontakte pflegt. Die Friedens-
Jirga besteht aus Stammesvertretern, Intellektuellen und Politikern Afghanistans und genießt 
Anerkennung von allen Konfliktparteien. Sie bemüht sich aktiv, einen Friedensprozess in 
Afghanistan einzuleiten - im vergangenen Jahr haben sie der Bundesregierung z.B. ganz konkret 
angeboten, in Kundus Gespräche mit Aufständischen aufzunehmen, um einen Waffenstillstand zu 
erreichen. 
 
Unsere Beurteilung des sogenannten Strategiewechsels 
Der sogenannte Strategiewechsel, verkündet von Außenminister Westerwelle, stellt eine gezielte 
Täuschung der Öffentlichkeit dar. Verschwiegen wird der Beschluss des NATO-
Oberkommandierenden Mc Crystal, wonach 5000 US-Soldaten und 48 Hubschrauber in die unter 
deutschem Kommando stehenden Nordprovinzen verlegt werden. Im Klartext bedeutet das die 
Ausweitung des US-amerikanischen Modells der Aufstandsbekämpfung, mehr tote Zivilisten und 
mehr tote und traumatisierte Soldaten.  
Die IPPNW hingegen ist überzeugt, dass nur eine zivile Bearbeitung des Konflikts Frieden und 
Entwicklung für Afghanistan bringen kann. 
Wie die NATO-Partner Kanada und die Niederlande es vorgemacht haben, soll die  
Bundesregierung ein festes, nahe liegendes Datum, bis zu dem die deutschen Truppen aus 
Afghanistan abgezogen sein werden, nennen. 



Sie soll erklären, dass Deutschland zivile Hilfe je nach Bedarf bis zu dem Betrag aufstocken wird, 
der durch den Abzug der Truppen frei würde.  
 
 
Vielen Dank. 


